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Görlitzer Nachrichten. 


Görlitz, Sonnabend den 30. März 1850. 


Mit dem 1. April beginnt ein neues Abonnement für die Lauſitzer Zeitung. Dieſelbe erſcheint wöchentlich dreimal, 
Dinstag, Donnerstag und Sonnabend, in Folio für den vierteljährlichen Pränumerationspreis von 12 Sgr. 6 Pf., und 
iſt ſolche auch durch ſämmtliche Königl. Poſtanſtalten des Preuß. Staats zu beziehen. Inſerate finden durch die Zeitung eine 
weite Verbreitung und werden mit 6 Pf. für den Raum einer Petitzeile berechnet. i 

Die Zeitung hält ſich frei von aller Parteieinſeitigkeit und wird ſtets nach Wahrheit und Recht 5 Freiheit und Geſetz ſtreben. 
Unterſtützt durch mehrfache Mitarbeiter, auf deren Vermehrung wir ſtets bedacht ſind, und begünſtigt 1 die glückliche geogra⸗ 
phiſche Lage unſerer Stadt hoffen wir in Mannigfaltigkeit, Neuheit und Gediegenheit des Inhalts unſern Leſern genügen zu können. 
Insbeſondere aber werden wir unſer Augeumerk immer mehr und mehr den Lauſitzer Intereſſen zuwenden „und bieten hierdurch 
Jedem die Hand, der zu Nutz und Frommen unſerer theuren Heimath thatkräftig mitwirken kann und will. 


Die Expedition der Lauſitzer Zeitung. 


Wegen der Oſterfeiertage erſcheint nächſten Dienſtag keine Zeitung, und wird 
demnach die nächſte Nummer Donnerſtag, den 4. April, ausgegeben. 


Der Erfurter Reichstag. ſichert haben. Aber auch zu dieſem Verfahren, einem Verfahren des 
ſtrengſten Rechtes und beiſpietloſer Selbſtverleugnung, wird den ver— 


Erfurt, 26. März. Nachdem heute die Sitzungen des bündeten Regierungen die Vefugniß vielfach beſtritten. Wenn Bio 
Volkshauſes bis zum 3. April ausgeſetzt worden, ſind bereits iſt es jetzt nothwendig, des eigenen Weges vollkommen bewußt zu 
eine große Anzahl! derjenigen Abgeordneten, welche nicht in den werden, damit der beſonnene Muth, die muthige Beſonnenheit geſi⸗ 
Ausſchüſſen beſchäftigt find, von hier abgereiſt, um das Oſterfeſt chert bleibe, ohne welche kein gutes Ziel zu erreichen iſt. 

im Kreiſe der Ihrigen zu verbringen. Auch der Herr Miniſter Geſtatten Sie mir daher, meine Herren, Ihnen einen Ueber— 
des Innern, Freihr. v. Manteuffel, fuhr heute nach Berlin ab. blick des Ganges der verbündeten Regierungen vorzulegen; es bedarf 

Präſident des Verfaſſungsausſchuſſes des Staatenhauſes eines ſelchen, um deren gegenwärtigen Standpunkt gerecht zu würdi⸗ 
iſt v. Schleinitz, Stellv. Dahlmann „Schriftführer Riedel, Stellv. gen. Sie werden mir verzeihen, wenn ich nicht umhin kann, bier 
Camphauſen. Der Ausſchuß beſchäftigte ſich in feiner geftrigen | bei auch Bekanntes zu berühren; es iſt dies eben eins der großen Ge⸗ 
Sitzung nur noch mit der Form der Behandlung. In den Ab⸗ brechen ſolcher Zeiten, daß ſchon nach kurzer Friſt die Continnität des 
theilungen des Staatenhauſes ſind folgende Abgeordnete gewählt Geſchehenen verdunkelt, ja fegar geleugnet wird. Man betrachtet die 
worden: Heſſe, Birnbaum, v. Schenck, Schwartz, v. Düesberg, Dinge nicht nach ihrem wirklichen Verlaufe, ſondern von irgend einem 
Tellemann, Karſten, Möwes, Rebling, Brockhauſen, Brandis, ſelbſtgewählten Standpunkte aus, und hat es dann freilich leicht, eiue 


Lutteroth, Oeſterreich, Bertram und v. Olfers. bequeme, aber eben deshalb ganz unfruchtbare Critik zu üben. 

Der Druck der ſtenographiſchen Verichte wird demnächſt Welche innere und äußere Nothwendigkeit die preußiſche Regie⸗ 
beginnen, nachdem nun die äußeren Schwierigkeiten, die bisher rung dahin führte, in der deutſchen Frage die Initiative zu ergreifen, 
im Wege ſtanden, beſeitigt find, (Bresl. Z.) auch dies iſt nach kurzer Friſt für Viele innerhalb und außerhalb 


a x Preußens in bewußter und unbewußter Vergeßlichkeit unte 
Rede des General-Lieutenant v. Radowitz. Ich will Ihnen, meine Herren, nicht Dale 0 . 
Dieſe Rede, welche derſelbe in der heutigen (26. März) Sitzung zu laſſen; ich ſetze nicht voraus, daß irgend Jemand in dieſem Hauſe 
des Velkohauſes hielt und die nicht nur in Deutſchland, ſondern in fähig ſei, da, wo nur die ſchwerſte Pflichterfüllung nöthigte, an 
ganz Europa ungeheures Aufſehen machen wird, theilen wir hiermit ſelbſtgeſchaffene Willkür eder gar an niedrige Gewinnſucht zu . 
in ihrem ganzen Umfange, als ein hochwichtiges Actenſtück, vellſtändig mit. Die preußiſche Regierung ging offenkundig ven der Anerken⸗ 
„Meine Herren! Ich habe mir das Wert erbeten, um noch vor nung zweier hiſtoriſchen Thatſachen aus: dem Streben der deutſchen 
Beginn der eigentlichen Verlaſſungsarbeiten einige allgemeine Venach- Nation nach ſtaatlicher Verbindung ihrer Glieder, und dem Streben 
tungen vorauszuſchicken. — Wir ſind hier unter den ſchwierigſten Um⸗ der öfterreichiichen Monarchie nach centraler Verbindung ihrer Theile. 
ſtänden zuſammengetreten. Die große Verſammlung, die vor faſt Die erſte dieſer Strebungen verlangt aus dem blos völkerrechtlichen 
2 Jahren in Frankfurt einzeg, war von dem Glanze umgeben, wel- Bunde hinaus in den Bundesſtaat; ſie hatte zu der Frankfurter Ver⸗ 
cher die welterſchütternden Unternehmungen begleitet; dieſer Glanz ſaſſung vom 28. März geführt, die aus bekannten Urſachen nicht zur 
muß uns mangeln. Wir können nicht nach einem idealen Riſſe bauen | Ausführung kommen konnte. Die andere will aus ſelbſtändig conſti⸗ 
und erwarten, welche Vewohner dann dieſes Gebäude finden werde, tuirten Landen eine enggeſchloſſene Monarchie ſchaffen; fie iſt es die 
ſondern wir trachten danach, ein engeres Haus zu errichten für die die oͤſterreichiſche Reichsverfaſſung vom 4. März in's Leben ar 
Geneſſen, die ſich bereits zu treuer Gemeinſchaft verbunden haben. Beide Forderungen waren mit der früheren Bundesverfaſſung unber⸗ 
Wir ſchließen keinem unſerer deutſchen Bruderſtämme die Thür, aber | einbar, beide aber konnten ſich, richtig verſtanden, zu einer künftigen 
wir drängen auch e e Entſchluß, als den En en N g 9 
er für ſich ſelbſt als den dienlichſten erkennt. ierauf fußte die preußiſche Regierung bei ihr 
a un 1 wir die Freiheit und Selbſtändigkeit, die die | Der Deutſche Bund von Ad in feinen eigen. 
Verträge allen deutſchen Staaten, den kleineren wie den größeren, ges Schutz nach außen und innen, Unabhängigkeit und Unverletzlichkeit 


feiner Glieder, feſthalten und auf ganz Oeſterreich ausgedehnt. In⸗ 
nerhalb dieſes Bundes nun ſchließen ſich alle reindeutſchen Staaten zu 
einem Bundesſtaate zuſammen. Dieſer iſt das eine Glied im weite⸗ 
ren Bunde, die öͤſterreichiſche Monarchie das andere. 

Hieraus folgt, daß die herzuſtellende Bundesverfaſſung nichts 
enthalten dürfe, was die Bildung des engeren Bundesſtaates oder die 
Einheit der öſterreichiſchen Monarchie unmöglich machte. 
viſion der Bundesacte von 1815 unter dieſem doppelten Geſichtspunkte. 
Es folgt aber auch ferner, daß die Verfaſſung des Bundesſtaates nichts 
enthalten dürfe, was die Herſtellung eines weiteren Bundes unmöglich 
gemacht haben würde. Dies war der Plan der preußiſchen Regierung 
im Mai vorigen Jahres. Er lag ihren Schritten in Wien und ih- 
ren Eröffnungen an die deutſchen Höfe zu Grunde. 

Daß er in der Totalität feines Gedankens nicht zur Ausfüh- 
rung gelangte, hat mehr als eine Urſache. In Wien lehnte man 
die Vorſchläge bekanntlich ab. Es iſt zu beſorgen, daß es manchem 
unſerer Zeitgenoſſen noch nicht gelingt, aus der beklagenswerthen 
Schlußfolgerung herauszutreten: was Preußen in der Neugeſtaltung 
Deutſchlands ſuche, könne nur ſein eigener Vortheil ſein; was Preu⸗ 
ßen vortheilhaft ſei, das müſſe Oeſterreich nachtheilig ſein; alſo müſſe 
man ſich dagegen erheben! 

Meine Herren! Wie weit ſich auch dieſer Gedanke ſelbſt aus⸗ 
gebreitet haben mag, er iſt nichtsdeſtoweniger durchaus irrig. Wir 
wiſſen nur zu gut, daß manche achtbare preußiſche Männer in dem 
deutſchen Gange ihrer Regierung nur Nachtheile für ihr engeres Das 
terland erblicken wollen. Allerdings iſt auch dieſes nur der umgekehrte 
Trugſchluß: was Preußen an Deutſchland gebe, das büße es ſelber 
ein. Wehe Deutſchlaud, wehe unſer Aller Zukunft, wenn es ſich 
alſe verhielte! Aber es verhaͤlt ſich nicht alſo! Preußen wird nichts 
verlieren an feiner glerreichen Geſchichte, nichts an feiner eurepäiſchen 
Weltſtellung, wenn Deutſchland in ſeiner Gemeinſchaft erſtarkt. Dazu 
aber kann dieſer Irrthum mindeſtens dienen, daß er den entgegenge— 
ſetzten beleuchtet, denjenigen, dem wir begegnet find vom vorigen 
Mai bis zu dem heutigen Tage. 


Aus der Stellung, die das kaiſerliche Cabinet in der deutſchen 

Frage einnahm, erwuchs ein doppeltes Hinderniß. Der weitere Bund 

konnte nicht geordnet werden, und mehrere deutſche Regierungen fan⸗ 

den ſich in ihrer Abneigung gegen den Eintritt in den engeren Fut 

Das führt nun zu der Betrachtung des Verhaltens der übrigen deut⸗ 
ſchen Regierungen. 

Die deulſche Nation, meine Herren, hat, wie wir Alle wiſſen, 

eine andere Geſchichte, als die der ſonſtigen europäiſchen Völker. 


Während faſt überall in den Zeiten, wo der hiſteriſche Bildungspro⸗ 
ceß der modernen Staaten ver ſich ging, das abſtracte Einheitsprin⸗ 


eip fiegte, fo iſt in Deutſchland das Entgegengeſetzte geſchehen. Aus 
dieſem hiſtoriſchen Preeeß iſt eine Mannigfaltigkeit ſtaatlicher Körper 
hervorgegangen, die von den beiden Großmächten bis zu den kleineren 
Gebieten alle Zwiſchenſtufen darſtellt. Dieſe Vielheit, meine Herren, 
iſt nicht nur wehlberechtigt, ſondern ſie iſt auch der Quell, aus dem 
große und eigenthümliche Vorzüge für unſer Volksleben entſprungen 
ſind. Sie vernichten wollen, hieße unſere geſammte Geſchichte vers 
leugnen. Gott bewahre uns davor, daß je ein ſelcher Zuſammenſturz 
alles durch die Jahrhunderte Aufgebauten den Boden mit feinen Trüm—⸗ 
mern bedecke! 

Aber neben dieſer Vielheit, m. H., ſteht das eben fo berech— 
tigte Bedürfniß nach Einheit. Deutſchland darf und muß fordern, 
daß ein wahrhaftes Geſammtweſen ſeine einzelnen Staaten umſchließe, 
ſeine einzelnen Glieder zu einem lebendigen Körper verbinde. Dieſes 
Berürfniß iſt lange verkannt und den ſelbſtſüchtigen Beſtrebungen aus? 
schließlich freier Spielraum gelaſſen worden. Ich möchte nicht ſchwere 
Erinnerungen hier berühren oder die Anklagen wiederholen, von denen 
jedes Glied des Ganzen getroffen ward, ich ſage jedes! Einmal er⸗ 
weckt, iſt der Geiſt nicht wieder zu bannen; er kann zeitweiſe ſchlum⸗ 
mern, zumal wenn er ſich eben in wildem Rauſche kund gegeben, 
aber er wird immer wieder erwachen. Die nationale Bewegung kann 
rückläufig werden, aber, wenn Sie mir das mathematiſche Gleichniß 
erlauben: die rückläufige Bewegung iſt nur ſcheinbar, ſie gehört einer 
geſchleſſenen Curve an, fie muß wieder rechtläufig werden, fie muß 
ihre Bahn ven der Sonnenſerne wieder hinlenken zur Sennennähe, 
ſo gewiß es ein höheres Geſetz im Leben der Nationen giebt! Die 
große Aufgabe war und iſt es, eine politiſche Form zu finden, in der 
die berechtigte Vielheit und die nothwendige Einheit zuſammengehen 
können, in welcher den einzelnen Staaten kein Opfer zugemuthet wird, 
was nicht das Ganze wirklich erheiſcht. Die preußiſche Regierung kann 
ſich das Zeugniß geben, nach der Löſung dieſer Aufgabe redlich geſtrebt 
zu haben. Wie jener oberſten Forderung in dem Verfaſſungs⸗Ent⸗ 
wurfe vom 26. Mai entſprochen iſt, darüber werden die weiteren Vers 
handlungen ſattſame Gelegenheit zum Nachweiſe geben. BIER 

Allerdings haben wir noch in jüngſter Zeit Werte des gehäſ⸗ 
ſigſten Angriffe auf dieſe Vorſchläge vernehmen müſſen, Worte, die 
an der Stelle, wo ſie ausgeſprochen worden, eben ſo ſchwer zu be⸗ 


1 


Daher Res | 


greifen, als zu rechtfertigen find. Ja, mrine Herren! die unparteii⸗ 
ſche Geſchichte wird einſt darüber richten, ob Preußen eine andere 
Leidenſchaft dabei gehegt, als die Liebe zum großen, theuren Vater⸗ 
terlande, ob es einen anderen Zweck dabei verfolgt hat, als den letz— 
ten Verſuch zu machen, die Exiſtenz der Einzelſtaaten ver den Ge⸗ 
fahren zu ſchirmen, welche die nächſte jener biſtoriſchen Criſen, die 
im Laufe der Zeiten nie ausbleiben, über ſie verhängen wird! Wir 
wellen das Urtheil hierüber getroſt der Mit und Nachwelt anheimſtel⸗ 
len; ſie wird auch darüber richten, welche Zwecke und Leidenſchaften 
es find, die unſerem mühſeligen, ſelbſtloſen Werke entgegentreten! 


„ 


Die Mehrzahl der deutſchen Regierungen zeigte durch die That, 
daß ſie die große Mahnung, die an ſie ergangen war, verſtanden 
habe; fie war bereit, die nothwendigen Opfer für die Einigung Deutſch⸗ 
lands zu bringen, um dann um ſo freudiger und zuverſichtlicher auf 
dem neu befeſtigten Boden zu ſtehen. Nicht ſo die Höfe, die ſeit 

dem Falle des deutſchen Kaiſerreichs den Königstitel erworben haben. 
Dort wurde die Nothwendigkeit, der eigenen Politik im Auslande zu 
entſagen, damit eine deutſche Politik an deren Stelle träte, nicht zus 
| gegeben. Auf ihren eigentlichen Kern zurückgeführt, beſtimmten ſich 
| die Entſchlüſſe dieſer Höfe durch die entſchiedene Abneigung, die uns 
erläßliche Einheit der Exccutivgewalt anzuerkennen, und ſie den Hän⸗ 
den Preußens, ſelbſt unter den fireng abgemeſſenen Beſchränkungen 

des N eTunte anzuvertrauen. 

ie konigl. bayriſche und württembergiſ. i 

den Beitritt zum Bundesſtaate ab. Die e ln 
| ſächſiſche Regierung entzogen ſich der ferneren Mitwirkung zu deſſen 
Realiſirung. Wir erkennen die Berechtigung dieſer Handlung Seitens 
| der beiden letztgenannten Staaten nicht an, ſondern haben dagegen 
die ſtatutenmäßige Klage erhoben. Aber ihre Abgeordneten ſitzen leis 
der nicht unter uns. 
| Aus allem dieſen ergab ſich nun, daß der natürlichite Weg 
zur Ordnung der deutſchen Verfaſſungsſache nicht betreten werden 
koennte; wir konnten nicht ven Außen nach Innen gehen, den weites 
ren Bund ordnen und innerhalb deſſelben den engeren Bundesſtaat. 
Nicht einmal zu gleichzeitiger Arbeit an beiden Werken konnte Hand 
angelegt werden, da nach der Ablehnung der preuß. Vorlagen kein 
Gegenentwurf erſchien. Sollte nicht die reine Negation übrig bleiben, 
| für die verbündeten Regierungen ein ſchmählicher Wertbruch im Ange⸗ 
ren ben Ionen nach Alen 1e omtictieben. bern der 
IM ren, ven Innen nach Außen zu gehen. Bei der Bi dung aber 

des engeren Bundes mußte man auf die Vereinigung aller rein deut 

ſchen Staaten zunächſt verzichten und ſich darauf beſchränken nur 

einen Theil dieſer Lande in den Bundesſtaat eintreten zu ſehen. 

7 Ich weiß, meine Herren! daß man Preußen vorwirft ca habe 
die günſtigen Zeitläufe des vorigen Jahres nicht ergriffen und benutzt 
Der Widerſtand lag am Boden; es bedurfte, je ſchien es Vielen a 
daß man die Hand ausſtrecke, um die deutſche Verfaſſung aufzunehmen. 

Meine Herren ! Ich wiederhole, was an anderer Stelle geſagt 

werden, Preußen durfte und wollte dieſe Hand nicht ausſtrecken. 

Wir haben den langen heldenmüthigen Todeskampf ! 
reich um fein ſtaatliches Daſein kämpfte mit Nich een, . 
nicht einmal durch drängende Forderungen erſchweren wollen. Wir 
haben die tiefe Hüljsbedürſtigkeit deutſcher Regierungen, die ohne 

Preußens mächtigen Schutz dem Umſturz rettungsles verfallen waren 
nicht benutzt, um Zugeſtändniſſe abzupreſſen. Preußen, meine Her⸗ 
ren! ſchlägt die Einigung des großen Vaterlandes, die endliche Er⸗ 
füllung der Sehnſucht aller deutſchen Herzen, ſehr hoch an, aber 
die Ehre und das Recht noch höher. Will man dieſes romantiſch 
nennen, jo nenne ich es gewiſſenhaft und ehrlich, und dieses währt 
am längſten! 

Meine Herren! Preußen hat der Verleckung widerſtande 
der ſchwerſten an allen: der Aussicht den eigenen Grranten in a 
lem Glanze in's Leben zu rufen. Aber es widerſteht auch der Ein⸗ 
ſchüchterung, nicht blos der direkten, ſondern auch der indirekten! 
Unſte pelitiichen Gegner halten uns vor, daß unſre Wege in der 
deutſchen Sache der Revolution die Thüre wieder öffnen. Wir unſrer⸗ 
ſeits ſind nach ſorgſamer Prüfung überzeugt, daß es die Handlungen 
und Unterlaſſungen eben dieſer politiſchen Gegner ſind, die der Re— 
volutien die Thür offen erhalten. 

Die Entſcheidung, wer hierin richtig ſehe, kann auch durch 
den auftichtigſten Austauſch der Gründe und Gegenſtände erfahrungs⸗ 
mäßig nicht erreicht werden. Man berufe daher zum Richter diejenige 
Partei, von der bisher Niemand beſtritten, daß ſie die Zeichen der 
Zeit und ihr Intereſſe dabei ſehr gut zu würdigen wiſſe. Es iſt dies 
die demokratiſche Partei ſelbſt, die ſicher nicht in dem Verdachte ſteht, 
zu irgend einer der deutſchen Regierungen eine beſondere Vorliebe zu 
hegen. Welches, meine Herren! iſt nun die Summe der Erſcheinun⸗ 
gen, die ſich ſeit 9 Monaten von der Eider bis zum Bodenſee kund 
gegeben haben? Was ergiebt ſich aus dem Auftreten der demokrati⸗ 
ſchen Partei in ſaͤmmtlichen deutſchen Stände⸗Kammern? Aus der 

Taktik der geſammten demokratiſchen Preſſe? Ueberall und ohne alle 
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und jede Ausnahme tritt die Demokratie dem Gange der verbündeten 
Regierungen mit allen ihren Kräften und Mitteln entgegen. 

Sie ringt danach, die Regierungen von dem Bündniß loszu⸗ 
reißen; fie ſtellte ſich dem Zuſammentritt dieſes Parlaments entgegen; 
ſie enthielt ſich in allen Landen der Theilnahme an den Wahlen. 
Ja, wir haben die widrige, ekelerregende Erſcheinung vor uns, daß 
die Koryphaͤen der Revolution mit Denjenigen gemeinſame Sache 
machen, die aus politiſcher oder particulariſtiſcher Verblendung unſerer 
ſchweren Pflichterfüllung in den Weg treten. Handelt es ſich hierbei 
etwa um die Abwägung verſchiedener Meinungen oder blos um die 
Anerkennung einer einfachen, schlechthin unleugbaren Thatſache? — 
Iſt aber das Letztere der Fall, fo dürten die verbündeten Regierun⸗ 
gen daraus die feſte Ueberzeugung ſchöpfen, daß es nicht ihr Weg 
iſt, der den Plänen der Revolution in Deutſchland zujag®, ſondern 
der ihrer Gegner, daß nicht ſie die Gefahren bereiten, ſendern dies 
jenigen, die ihnen hemmend entgegentreten! 

So, meine Herren, Stehen die verbündeten Regierungen jetzt 
vor Ihnen. Erſt wenn die Binde von Aller Augen fällt, dann 
wird man erkennen, daß dasjenige, was die deutſche Nation zu 
einem wahren Gemeinweſen erhebt, auch daſſelbe iſt, was das ͤſter⸗ 
reichiſche Kaiſerreich in feiner großen europäiſchen Stellung kräftigt, 
daſſelbe, was Preußens hiſtoriſche Miſſien erfüllt, daſſelbe, was 
den einzelnen Staaten die Sicherheit gewährt, ohne welche ſie in den 
nächſten Stürmen zum Opfer fallen werden. Aber es werden noch 
manche Nebel ſinken müſſen, ehe dieſer helle Tag hervortritt. Gott 
gebe, daß es dann nicht zu ſpät ſei. 

Für jetzt, meine Herren, haben wir uns hier offen und aufs 
richtig auf das zu beſchränken, was rechtlich möglich iſt. Wir wer⸗ 
den noch nicht das große, einige Deutſchland erſtehen ſehen, aber 
wir kennen ein größeres Deutſchland, einen ausgedehnteren ſtaatlichen 
Verband der deulſchen Stämme ſchaffen, als ihn bisher unſere Ges 
ſchichte aufgewieſen. Wir wollen und dürfen, das wiederhole ich, 
keine deutſche Regierung gegen ihren völlig freien Willen drängen, 
ſich uns anzuſchließen, aber wir dürfen und wellen nicht zugeben, 
daß irgend eine daran gehindert werde. Hieraus geht die Nothwen⸗ 
digkeit hervor, daß das Verhältniß zu dem beſtehenden Bunde von 
1815 geordnet werde. Die verkündeten Regierungen werden dabei 
keinen Schritt rückwärts thun dürfen, denn ſie ſind auf ihren Weg 
durch das Recht und die Vernunft gewieſen, aber ſie werden auch 
keinen ihrer Schritte irgendwohin lenken, wo dieſe beiden Leitſterne 
nicht mehr führen. Letzteres aber dürfen fie nach ſtrenger und unbe— 
fangener Prüfung von dem Schritte behaupten, der uns hierher zu⸗ 
ſammengeführt hat. Die Uniens-Verfaſſung, die fie Ihnen, den dazu 
Berufenen, verlegen, findet ſchon in dem früheren Bundesrechte feine 
volle Rechtfertigung. Der Gegenſtand iſt ſo vielfach erörtert worden, 
daß es für Jeden, der nicht gefliſſentlich die Augen ſchließt, kaum 
der Hinweiſung bedarf, daß die Bundes⸗Akte das Recht aller Bünd⸗ 
niſſe verbehält, die nicht gegen die Sicherheit des Bundes gerichtet 
find. Der Bundeoſtaat aber gefährdet nicht dieſe Sicherheit, weder 
die innere noch die äußere, ſondern er befeſtigt ſie. 

Ven der andern Seite zeigt ſich dieſelbe Berechtigung aus der 
zweiten Hauptquelle des Bundesrechts, der Wiener Schluß-Akte. 

Dieſe beſtimmt ausdrücklich, daß ſelbſt die Abtretung der auf 
dem Bundesgebiete haftenden Souverainetäterechte ohne Zuſtimmung 
der Geſammtheit erfolgen dürfe, wenn fie zu Gunſten eines Mitver⸗ 
bündeten geſchieht. / 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß ein deutſcher Staat 26 an— 
dere durch Erbgang oder rechtliche Ceſſion mit ſich vereinigen durfte, 
ohne irgend eine Zuſtimmung der Uebrigen. Dieſes Bundesglied würde 
mit feinem vergrößerten Territerium im Bunde nach wie vor Platz 
genemmen haben, ehne deſſen Exiſtenz zu gefährden. Kann nun, ich 
frage, auch nur mit einem Scheine von Recht beſtritten werden, daß 
das, was für das völlige Zuſammenſchmelzen ven 27 Staaten zuläſſig 
wat, es auch für eine freie Foderatien derſelben Staaten innerhalb 
des Bundes ſein müſſe? Die verbündeten Staaten würden damals 
durch ihre Unien von keiner der Pflichten entbunden geweſen ſein, die 
fie gegen die, Geſammtheit zu erfüllen hatten, aber auch die Summe 
der Einzelrechte, mit Ausnahme des früheren Stimmverhältniſſed, un— 
mittelbar in Anſpruch genommen haben. 

Galt dies ſchen für die unveränderte Bundesverfaſſung, ſo muß 
jeder Einwand noch mehr dadurch völlig ſchwinden, daß das frühere 
Bundesrecht eine tiefere Unigeſtaltung nicht abweiſen kann. Ich kann 
mich dispenſiren, hierfür den ausführlichen Beweis zu liefern, denn 
noch hat Niemand es unternommen, nicht nur den geſchichtlichen Ver⸗ 
lauf der letzten beiden Jahre, ſondern auch die rechtlichen Handlungen 
der Bundesverſammlung zu leugnen, deren letzte bekanntlich ihre eigene 
Auflöſung war. er 

Auch darüber, daß die Reorganiſation des Bundes von 1815, 
wenn fie alle feine frühern Glieder und die öſterreichiſchen Lande nach 
der Verfaſſung vom 4. März umfaſſen ſoll, nur einen Staatenbund 
darſtellen kann, alſo eine permanente Allianz unabhängiger Staaten, 
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ohne wirkliche Regierung und ohne gemeinſame Geſetzgebung, auch 
darüber kann, wenn man die Dinge bei dem rechten Namen nennen 
will, kaum ein Zweifel obwalten. Bei der entgegenſtehenden Behaup⸗ 
tung iſt es schwierig, an die erforderliche Einſicht und an die wine 
ſchenswerthe Aufrichtigkeit zugteich zu glauben. 

Unſer Wunſch, die Anſicht der ablehnenden Höfe fiber die 
Reorganiſation der Bundesverfaſſung kennen zu lernen, iſt lange une 
erfüllt geblieben. Jetzt iſt, wie Ihnen bekannt, von den teniglich 
baierifchen, würtembergiſchen und ſächſiſchen Regierungen ein Entwurf 
dieſer Art vorgelegt worden. Ich greife Ihrem Urtheil nicht vor, 
aber ich nehme Akt davon, daß dies der Ausdruck des Gedankens 
für die Neugeſtaltung Deutſchlands iſt, der uns dargeboten wird. 

Die verbündeten Regierungen werden dieſe Verſchläge ernſtlich 
und aufrichtig prüfen und ihre Betrachtungen darüber allen Betheilig—- 
ten vorlegen. An dieſer Stelle kann natürlich jener Verhandlungen 
noch nicht gedacht werden. Aber ſie dürfen unſern Weg nicht hem— 
men; wir haben eine nächſte Pflicht zu erfüllen, eine unabweisliche 
Aufgabe zu löſen. Gelingt es inzwiſchen den Bemühungen aller Mes 
gierungen, die Verfaſſung des völkerrechtlichen Bundes in erneuerter 
Geſtalt herzuſtelleu, ſo wird der Bundesſtaat in derſelben den ihm 
gebührenden Platz einzunehmen haben. Die Aufgabe, die uns hier 
vorliegt, iſt daher keine geringere geworden, ſondern eine dringendere; 
fie bietet mehr Mühen und weniger Glanz; fie fordert mehr Selbſt— 
verleugnung und gewährt weniger Selbſtbefriedigung; fie verweiſt noch 
mehr auf die Zukunft, als auf die Gegenwart. Aber die Geſchichte, 
meine Herren, krönt nicht das Leichte und Bequeme, ſondern das 
durch harte Anſtrengung und lange Entbehrung Verdiente. Dieſe 
Anſtrengungen und Entbehrungen werden ihren Lehn empfangen, wenn 
die verbündeten Staaten, der vielgeſtaltigen Verführung und Bedro— 
hung gegenüber, treu bei der übernommenen heiligen Pflicht beharren 
und wenn ihre Vertreter, die ſie hierher geſendet, ſich dieſem Wege 
in vollem und aufrichtigem Vertrauen anſchließen. Beides, meine 
Herren, find nothwendige Bedingungen, aber auch die einzigen. 

Meine Herren, frühere Chroniſten nannten die alte Stadt, in 
der wir lagen, „Civitas pacis“. Möge ſie auch uns eine Stätte 
des Friedens werden! i 


Deutſchland. 
Berlin, W. März. Die Geſetzſammlung enthält das 


Geſetz, betreffend die an Stelle der Vermögenseonfiscation gegen 


Deſerteure und ausgetretene Militairpflichtige zu verhängende 
Geldbuße, und den allerhöchſten Erlaß, betreffend die Ancien⸗ 
nitätsverhältniſſe, die Gehaltöftufen und den Rang der 
richterlichen Beamten, ſowie der Beamten der Staatsanwaltſchaft. 


Nach der Breslauer Zeitung iſt am 25. März in Berlin 
aus Frankfurt a. M. die Nachricht eingetroffen, daß die Vundes⸗ 
commiſſion die mecklenburger Frage dahin entſchieden habe, 
daß die Compromißinſtanz aufrechtzuerhalten ſei. Preußen werde 
dem Rechte ſeinen Lauf laſſen und ſich an das Gutachten der 
Kronjuriſten halten. 

Die Ueberzeugung ſcheint bei unſerer Regierung völlig Bahn 
gebrochen zu haben, daß während der legten — Jahre pen 
allen Bess Beſtrebungen lange nicht genug geſchehen fei, um 
unfere Marine und namentlich die Kriegsmarine in einen Zus 
En zu ſetzen, daß man mit ihr irgendwie imponiren könne. — 

ie National⸗Zeitung meldet: In dieſem Frühjahre ſoll der Bau 
von vier Kriegsſchiffen für die preußiſche Marine begonnen 
werden. — Der däniſche Krieg hat dem preuß. Handel indirect 
wol einen Schaden von 30 Mill. Thlrn. zugefügt, ſagte in Be—⸗ 
ziehung hierauf jüngſt ein preuß. Staatsmann, man hätte dieſen 
Schaden völlig abwenden können, wenn man den zehnten Theil 


dieſer Summe noch direct auf unſere Marine verwendet hätte, 


Berlin. Die „Deutſche Reform“ erklärt ſich in den Stand 
geſetzt, die Mittheilungen verſchiedener öffentfichen Blätter über 


die Ausarbeitung des Entwurfs einer evangeliſchen Kirchenverfaſ— 


ſung im Miniſterium des Innern dahin zu berichten, daß in dem 
Miniſterium weder an die Ausarbeitung Ane fache Entwurfs, 
noch an eine nach dem Prinzipe der Abſtufung, das die „Deut⸗ 
ſche Reform“ 76 nennt, zu berufende Synode gedacht 
worden iſt. Die Berichtigung fährt dann fort: „Wahr iſt da⸗ 
gegen „daß der Miniſter und die gegenwärtig mit der oberſten 

eitung der innern evangeliſchen Kir delt Fe beauftragte Abthei⸗ 
lung ſeines Miniſteriums ſich ſeit längerer eit angelegentlich mit 
der Erwägung der zur Vollziehung des 15. Artikels der Verfaſ⸗ 
wie wi erforderlichen Maßregeln beſchäftigt haben. Bereits 

nd, wie wir hören, dieſe Beſtrebungen ſo weit gediehen, da 
in kurzer Friſt der erforderliche Vortrag an des Königs Majeftät 
erfolgen wird.“ 
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Sachſen. In Zittau ſind eine ziemliche Anzahl Leute 
in die Maiereiguiſſe verwickelt geweſen. Gegen 56 Angeklagte 
iſt jetzt die Unterſuchung niedergeſchlagen worden, wie anderwärts, 
ſo auch dort gegen Erſtattung der bis dahin erwachſenen Koſten. 
Gegen 14 Angeklagte aber, von denen 9 geſtändlich am Kampf 
in Dresden theilgenommen, wird der Proceß fortgeſetzt. (Vorw.) 

Würzburg, 25. März. Sämmtliche Wachtpoſten hier 
haben Befehl erhalten, künftig ſcharf zu laden, da ſchon mehr⸗ 
mals Augriffe auf dieſelben ſtattfanden. Es beſtätigt ſich, daß 
die hieſige Artillerie Befehl zur Marſchbereitſchaft erhalten hat. 
An ſämmtliche Cavallerie-Regimenter iſt Befehl ergangen, die 
Zahl der equipirten Pferde auf 1700 zu bringen. (Cöln. Z.) 

Baden. Die Carlsruher Zig. vom 24. März enthält 
wieder Fahndungen ꝛc. gegen 356 flüchtige Soldaten. — 
Der frühere langjährige Abgeordnete Rindeſchwender iſt als 
flüchtig des badiſchen Staatsbürgerrechts für verluſtig erklärt. 

Carlsruhe, 27. März. Die Kammern find auf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit vertagt. 

Oberingelheim, 24. März. Hier iſt dem Militair ſo⸗ 
wie der Bürgerſchaft folgender Stationsbefehl des Comman— 
danten bekannt gemacht worden: 

Schon mehrere Male und ſoeben wieder iſt mir zur Anzeige gekommen, 
daß Geiſtliche, ſelbſt im Begriffe, die Sterbeſacramente zu verabreichen, oder 
die unſchuldigen Angehörigen der Geiſtlichen von böſen Buben verlacht, be⸗ 
ſpieen, beſchimpft worden ſind. Großherzogl. Bürgermeiſteramt erſuche ich 
daher mittels Anheftung dieſes Schreibens an das Rathhaus und weiter auf 
ortsübliche Weiſe bekannt machen zu laſſen, daß das hier ſtationirte groß⸗ 
herzogl. Militair angewieſen iſt, wenn es ſolche bubenhafte Ungeſetzlichkeiten 
bemerkt, den oder die Uebertreter ſofort zu verhaften, oder im Falle ſie Dies 
nicht auszuführen vermögen, von ihren blanken Waffen Gebrauch zu machen, 
wie es ſolche gottloſe, freche und ungezogene Buben nicht anders verdienen. 

Oberingelbeim, 18. März 1850. Cronebold, Oberſtlieutenant. 


Oeſterreichiſche Länder. 


Trieſt, 27. März. Nachmittags 2 Uhr. So eben geht 
hier die Nachricht ein: Zu Rom iſt am 21. März das öſter⸗ 
reichiſche Wappen feierlich aufgerichtet worden. — Zu Neapel 
je man am 18. März dem baldigen Eintreffen der franzöſiſchen 

scadre entgegen. (Tel. Dep. d. Bresl. Z.) 


Frau kre i ch. a f 
aris, 26. März. Die Nationalverſammlung ſetzt in 
ihrer heutigen Sitzung die Budget-Verathung fort. — Die pa⸗ 
riſer Legitimiſten haben der Nationalverſammlung eine Proteſta⸗ 
tion gegen das Preßgeſetz übergeben. Die Commiſſion wird 
wahrſcheinlich das Preßgeſetz mildern. — Larochejaquelin verlangte 
in der heutigen Sitzung der Nationalverſammlung, man ſolle am 
nächſten 1. Juni Frankreich befragen, ob es Republik bleiben 
oder Monarchie werden wolle. Wenn die Majorität ſich für die 
Monarchie entſcheide, ſo ſolle das Reſultat durch die National⸗ 
verſanumlung bekannt gemacht werden. Fürchterlicher Lärm. 
Der Antrag wird durch faſt einſtimmige Annahme der Vorfrage 
verworfen. — Bei Paris ſoll ein Lager für die ganze Garniſon 
errichtet werden. — Die Erſatzwahl der Akademie lieferte kein 
definitives Reſultat. — Der Papſt iſt von einer kleinen Unpäß⸗ 
lichkeit befallen worden. — Die Königin von Spanien fell zu 
frühzeitig niedergekommen ſein. (Cöôln. Zig.) 
Paris, 27. März. Der „Moniteur“ veröffentlicht heute 
das Unterrichts-Geſetz, wie es von der National-Verſammlung 
angenommen worden iſt. — Die Regierung beabſichtigt, das neue 
Preßgeſetz zu modifieiren, indem ſie auf die Erhöhung der Cau⸗ 
tionen verzichtet, auf der Einführung des Stempels aber beſteht. 
Larochejaquelin's geſtriger Antrag wird von allen Organen 
als verfaſſungswidrig bekämpft. In der heutigen Sitzung der 
National⸗Verſammlung erklärte derſelbe, feinen geſtrigen Vor⸗ 
ſchlag 3 zu haben, um Bürgerkrieg zu verhüten. Es 
Wii arochejaquelin ſolle in Anklagezuſtand verſetzt werden. — 
ie National-Verſammlung hat ſich bis zum nächſten Montag 
vertagt. (Köln. Ztg.) 


Nuß land. 


Odeſſa, 12. März. Bei uns werden ernſtliche Kriegs | 


rüſtungen vorgenommen; fie geſchehen bereits in fo großartigen 
ßſtabe, daß ſie nicht mehr 5 zu halten Abel und alle 
Welt nunmehr, Kenntniß davon hat. Zwei Gründe können un⸗ 
ſere Regierung zum Kriege drängen: erſtens die unruhigen Köpfe, 
die im Stande wären in Rußland einen Aufſtand herbeizuführen, 
und denen man nun lieber den Ruhm auf dem Schlachtfelde 
bietet, und zweitens, um baares Geld zu bekommen, denn man 
hofft, die Kriegscontribution würde 2 einbringen als der ge⸗ 


heben. 


rüſtete und bewaffnete Friede, der Rußland ſo viel koſtet. Nur 
weiß man noch nicht recht, gegen wen eigentlich Krieg geführt 
werden ſoll. Die Einen ſagen gegen das revolutionäre Frauk⸗ 
reich, die Anderen gegen die widerſpenſtige Türkei. Doch glaubt 
man allgemein, der Krieg werde gegen das Erſtere gerichtet ſein, 
während er gleichzeitig eine Demonſtration zur Einſchüchterun 

der Letzteren iſt. Man ſpricht ſogar ſchon mit aller Beſtimmtheit 
von revolutionären Bewegungen, welche, von den Socialiften 
herbeigeführt, in dieſem Frühjahre in ganz Frankreich losbrechen 
ſollen. (Wandr.) 


Türkei. 

Konſtantinopel, 13. März. Herr von Titoff hatte 
neuerdings eine Conferenz mit dem Großvezir und dem Miniſter 
der auswärtigen Angelegenheiten; doch verlautete über dieſelbe 
bisher noch nichts Näheres. Man weiß blos, daß bei jener 
Conferenz drei Fragen zur Sprache kamen: die Angelegenheit 
der Donaufürſtenthümer, die der Flüchtlinge und die engliſch⸗ 
griechiſche Differenz. Ueber die Intentionen Rußlands in letzte⸗ 
rer Frage ſcheint man ſich von dem äußeren Scheine irre führen 
zu laſſen, wenn man von ihm eine thatſächliche Unterſtützung 
Griechenlands erwartet. Rußland ſucht auf jede Weiſe einen 
Bruch mit England zu vermeiden, und der Selbſtherrſcher, ſo 
mächtig er auch ſein mag, iſt nichts weniger als geneigt, ſich 
der üblen Laune Lord Palmerſton's auszuſetzen. — Oeſterreich 
hat die offiziellen Verbindungen mit der Türkei noch nicht wie⸗ 
der aufgenommen und auch ſeine Unterhandlungen in Betreff 
der Internirung ſind noch nicht weiter vorgeſchritten. Wie man 
verſichert, will der ottomaniſche Miniſter, auf den Rath der Di⸗ 
plomatie des Weſtens, dem Wiener Cabinette den Vorſchlag 
machen, die Internirung der Flüchtlinge, die ſich in dieſem 
Augenblicke in Bruſſa befinden, in eine Ausweiſung nach Ame⸗ 
rika umzuwandeln, um ſo die bei der Internirungsmaßregel ſi 
ergebenden Schwierigkeiten beizulegen. Wir glauben nicht, da 
das Wiener Cabinet, wenn ihm dieſer Vorſchlag wirklich gemacht 
werden ſollte, darauf eingehen werde, ſchon aus dem Grunde 
nicht, weil es dadurch geradezu den Wünſchen einiger Flüchtlinge 


entgegenkommen würde, die nichts ſehnlicher N „als dieſes. 
Win 


Amerika. 


New⸗Nork, 15. März. Die Agitation für eine E 
nung der 15 Staaten des Südens von 155 Union bat im Suden 
einen gewiſſen Umfang unter der Sklavokratie, wie man die ſkla⸗ 
venhaltende Ariſtokratie bezeichnet hat, gewonnen. Ein Convent 
von Delegaten der jüdlichen Staaten iſt auf den Juni d. J. nas 
Naſhville in Tenneſſee ausgeſchrieben worden. Die geſetzgebenden 
Verſammlungen einiger Staaten, Süd⸗ Karolina und Georgien, 
haben beſchloſſen, Wahlen zu dieſem Convent anzuordnen. Als 
gem 3 1 angegeben, die FREU TOUR der Jutereſſen des 
Südens und, wenn es nöthig ſein würde, die Bi ines 
ſüdlichen Bundesſtaates. Aue de 
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Der Proceß Stauff⸗Görlitz. 
= (Fortſetzung.) 

.Der erſte Act des gerichtlichen Dramas, genannt Pro ze 
Stauff⸗ Görlitz „iſt vorüber. Noch immer behüllt 15 ee 
Schleier den Hintergrund. Der Präſident läßt kein Mittel un⸗ 
verſucht, ihn wenn auch nur einigermaßen zu lüften. In der 
heutigen Sitzung wurden die Gutachten der Medieinalbehörden 
vorgetragen; darauf folgten noch einige Zeugenverhöre, von denen 
wir das des Stadtgerichtsactuariusgehilfen Leuchtweiß hervor⸗ 
g Er war bei der Aufnahme des Thatbeſtandes am 14. Juni 
1847 thätig und bemerkt, daß das Gerichts- und ärztliche Per⸗ 
ſonal auf dem Wege nach dem gräflichen Haufe ſämmtlich der 
Anſicht geweſen, daß hier ein bloßer Unglücksfall vorliege, wozu 
Dr. Graf noch erklärt habe, daß auch wol der feltene Fall der 
Selbſtwerbrennung ſich a haben könne. Das Benehmen 
des Grafen, der bei der Leichenſchau auweſend geweſen, ſei ihm 
ſonderbar vorgekommen, indem er ſich bei verfchiedenen Maßregeln 
reuitent gezeigt und für den etwanigen Fall der Voruahme > 
Section Beſchwerde beim Hofgericht in Ausſicht geftellt habe. Am 
Fortſetzung im Beiblatt.) 


Mit einem Beiblatt. 


—— L 


Beiblatt 


zur Lauſitzer Zeitung . 39. 


Görlitz, Sonnabend den 30. März 1830. 


Abend ſeien ihm darüber Zweifel gekommen, daß hier ein gewöhn⸗ 
licher tragiſcher Fall oder eine Selbſtverbrennung vorliegen ſolle 


und er habe deshalb ſeine desfallſigen Notizen am folgenden Mor⸗ 
gen in aller Frühe dem Phyſikatsarzt Dr. Graf mitgetheilt, der 
mit ihm einverſtauden geweſen und ebenfalls die Möglichkeit eines 
Mordes unterſtellt habe. 
ſeine Zweifel getheilt und das Ergebniß der Unterſuchung dem 


e 


Hofgericht mit dem Antrag auf Vornahme einer Section mit 
Be 


ellung eines Commiſſ: f 
theiligten mitgetheilt. Nichtsdeſtoweniger habe das Hofgericht das 
Beruhenlaſſen der Anklage verfügt und dem. Stadtgericht ſei eine 
Bemerkung hiergegen ſchon deshalb nicht möglich geweſen, weil 
das erſtere den wegen Dringlichkeit der Sache ohne Zurückhaltung 
eines Concepts abgegangenen Bericht nicht zurückgeſendet habe. 
Bei dem Vergiftungsverſuche ſei die Unterſuchung dem Criminal⸗ 
gericht, das ohnedies ſchon des Diebſtahls wegen thätig geweſen, 
überwieſen worden. Am Hals habe er Blutſpuren, Blutſchaum 
wahrgenommen, fo daß die Verbrennung offenbar nur zur Vers 
deckung der Wunden vorgenommen worden ſei. 
auffallenderweiſe die Schlüffel zum Vor- und Wohnzimmer gefehlt, 
habe er auf einen Mord geſchloſſen. Einestheies weil mau frü⸗ 
her die Sache für einen gewöhnlichen tragiſchen Fall gehalten, 
anderntheils wegen der Widerſetzung des Grafen gegen die See⸗ 
tion habe man die Vorunterſuchung jo kurz abgethan, zumal da 
der Graf habe durchleuchten laſſen, daß eine Hofgerichtsverfügung 
die Vornahme der Section verbieten werde. Prof. Biſchoff 
berichtet hierauf auf Aufforderung des? räfidenten über einen Ver⸗ 
brennungsverſuch, den er an einer mienſchlichen Leiche unter mög⸗ 
lichſter Herſtellung der thatſächlichen Umſtände des Görlitz'ſchen 
Falles gemacht. In einem Keller des auatomifehen Theaters zu 
Giefen errichtete er einen Raum von Backſteinen von der Größe 
des verbrannten Seeretärs, ſo daß die hintere Langſeite durch die 
Kellerwand gebildet war, die vordere Langſeite aber offen blieb. 
In dieſen Raum wurden alte Dielen loſe aufgeſchichtet und oben 
ein vorſtehendes dickes Bret in Form der Klappe eines Secretärs 
angebracht. Zwei Fuß vor dem aufgemauerten Raume legte er 
auf eine Schreinerdiele die mit einem Hemd und zwei Frauenröcken 
bekleidete Leiche in dieſelbe Lage, in der die Gräfin gefunden 
wurde, den Kopf etwas auf die rechte Seite gewendet. 
Schichte glühender Kohlen wurde zwiſchen die loſen Dielen ge⸗ 
ſchüttet, worauf man den Keller verließ und möͤglichſt luftdicht 
verſchloß. Bald entwickelte ſich ein ganz enormer Rauch, der 
durch die feinſten Fugen hervor und in einen unterirdiſchen Kanal 
ſogar mit Gewalt eindrang; man konnte nach einiger Zeit von 
außen das Kniſtern und Progeln der Leiche hören. Nach 50 Mi⸗ 
nuten wurde der Keller geöffnet und die zuerſt durch den Rauch 
eindringende Perſon bemerkte, wie eine ſchwache blaue Flamme 
den obern Theil der Leiche umgab. Sobald der Luftzug ſich ent⸗ 
wickelte, brachen ſogleich die hellen Flammen aus, ſowol an dem 
Holz als auch au der Leiche. Der Kopf brannte ganz für ſich 
ohne die Kleider, ſo daß man ihn löſchen mußte, ebenſo das 
Holz. Man war über die Menge der Kohlen erſtaunt, die mit 
vier Eimern Waſſer gelöſcht werden mußten. Auch der hintere 
Theil der Klappe war weggebrannt. Die Verbrennung der Klei⸗ 
der beſchränkte ſich gerade wie bei der Gräfin ſo weit, als die 
Leiche der Hitze ausgeſetzt war; der untere Theil war ganz un 
verſehrt. d der linken ee des Kopfs war die Verbrennung 
ſtärker als rechts. Die Weichtheile bildeten eine ſchwarze blaſige 
Kohle, das Auge war unfrei und unkenntlich, das Fleiſch 
und die Muskeln, Ohren, Nafe und Mund waren verbrannt, 
die Mundſpalte weit ofen, die Zähne aber geſchloſſen. Von 
dem knöchernen Schädeldache war nur die äußere Platte ganz 
verbrannt, innen hielt daſſelbe noch völlig zuſammen und zeigte 
feinen Sprung. Im Ganzen war der Grad der Verbreunung 
durchaus nicht jo groß wie bei der Gräfin. Die Dielen, worauf 
die Leiche gelegen, zeigten durchaus leine Spur einer Einwirkung 
des Feuers, ſondern waren wie os Fett getränkt. Der Verſuch 
wurde fortgeſetzt, neues Brennholz hiuzugebracht und die Leiche 
nun ſtatt wie früher nur zivel, jetzt drei Fuß von dem Feuerraum 
entfernt gelegt. Bei dem Eintreten nach beinahe zwei Stunden 
war bei der wol zu großen Entfernung die Verbrennung nur ſehr 
wenig fortgeſchritten, deshalb eine neue Jortſesung des Verſuchs 
beſchloſſen. Nachdem man zum dritten Male Holz mit Holzkohlen 
aufgejiichtet / daſſelbe angezündet, wurde die Leiche wieder in die 
urſprüngliche Lage gelegt und der Keller geſchloſſen. Bei der 
Eröffnung deſſelben nach 21 Stunden war eine fende Hitze im 
Raum durch die glühenden ohlen, jedoch ohne beſondern Brand. 


Auch der Stadtgerichtsinquirent habe f ad el 
das er ihn eingepackt „nur mit der größten Vorſicht herausneh⸗ 
8 


ars wegen der Schriftſäſſigkeit vieler Be⸗ 


Deshalb und da b och 2 
aber ſehr flache, mit einigen ter N 
den hier ſichtbaren caleinirten Knochen ſei auch dort nicht eine 


Eine 
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Die erneuerte Klappe war ganz verſchwunden, und nur weiße 
Holzaſche übrig geblieben. Die Verbrennung der Leiche hatte be⸗ 
deutende Fortſchritte gemacht, namentlich nach der rechten Seite; 
die Kopffnochen waren weiß geworden und vielfältige Sprünge 
und Riſſe im Schädel hatten denſelben ſo locker und loſe gemacht, 
daß jetzt noch Prof, Biſchoff den Schädel aus dem Käſtchen, in 
men konnte. Beim Anblicke des Kopfes bemerkten die Zeugen, 
welche die Leiche der Gräfin zuerſt wahrgenommen, Herr Lipp: 
Der Schädel der Gräfin ſei viel kleiner, auch nicht weiß, ſondern 
an mehreren Stellen braun geweſen; während an dieſem Schä⸗ 
del noch die Kopfform wahrnehmbar, ſei ihm der Schädel der 
Gräfin vorgekommen, „wie ein Stutzel auf dem Rumpf“. Dr. 
Heumann: Der Kopf der Gräfin ſei weit kleiner geweſen und 
das Schädelgewölbe habe dort ganz gefehlt, der Unterkiefer nicht 
fo vorgeſtanden. Die Augenhöhlen fein nicht jo ausgefüllt ge⸗ 
weſen und der ganze Schädel habe, aus der Widder e 
einen matten Glanz gehabt. Dr. v. Siebold: Der Schädel der 
Gräfin habe wol noch Wölbungen wie der vorliegende gezeigt, 
N Erhabenheiten hier und da. Von 


Spur zu ſehen geweſen. Prof, Biſchoff fügt ſeiner Erzählung 
noch bei: Der Geruch war ſtärker und anders als bei der Holz⸗ 
verbrennung; die verwendete Holzmenge betrug durchſchnittlich bei 
jedem Verſuch 72,75 Quadratfuß, alſo etwas mehr als 7 Cubik⸗ 
fuß Tannenholz. Die Temperatur war ſehr hoch; eine dem Feuer⸗ 


raume nahe Kellerthür fühlte ſich ſogar von außen heiß an, die 


Scheiben derſelben waren mit einem braunen Auſatz überzogen. 
Auf Vorlage einer dieſer Scheiben fand Medieinalrath Merk an 
dieſer dieſelbe Erſcheinung wie an den Spiegelreſten. Zeuge Lipp 
bemerkt, daß die Thür des Wohnzimmers nicht heiß geweſen. 
Director Graf berichtet über die von ihm im Beiſein des Gerichts⸗ 
und ärztlichen Perſonals angeſtellten Verſuche an einer weiblichen 
Leiche, in welcher Zeit ein Kopf in deuſelben Zuſtand, wie der 
der Gräfin kommen könne, ohne daß ſich die Anweſenden dabei 
aus dem Zimmer hätten entfernen müſſen. Die Leiche war in 
dem niedern Seetionszimmer des Spitals jo gelegt worden, daß 
der Kopf am meiſten, der Hals ſchwächer und die Bruſt am we⸗ 
nigſten der Flamme ausgeſetzt war. So hing der Kopf herunter 
über eine flache 6—7 Zoll im Durchmeſſer breite Schüſſel, welche 
drei Maß Weingeiſt enthielt. Das Entzünden der Haare veran⸗ 
laßte etwa anderthalb Minuten lang einen empfindlichen Rauch; 
ſpäter träufelte Fett aus der Leiche in das Gefäß und nährte die 
Spiritusflamme. Die Thüre des Zimmers war geöffnet, die Luft 
für Aerzte erträglich, der Geruch für nicht beſonders Empfindliche 
unbedeutend, trotz der ſehr ſtarken Hitze. Nach der Verbrennung 
des Weingeiſtes nach fünf Viertelſtunden war der vorgezeigte Kopf 
noch mehr verbrannt als der von Prof. Biſchoff vorgelegte. Die 
Augen waren verkohlt, das Gehirn zum Theil ausgelaufen, die 
Schädeldecke geſprungen, einzelne Knochen ganz abgefallen. Die 
Knochen find weniger caleinirt als bei dem von Prof. Biſchoff 
vorgelegten Schädel, die Zunge liegt verkohlt hinter den Kiefern; 
Medieinalrath Dr. Graf legt weiter vor einen wegen feiner har⸗ 
ten feſten Schädelknochen mit anderthalb Maß Oel verbrannten 
Hammelkopf, welcher denjelben Erfolg gegeben, aber mit mehr 
Rauch, der ſich an der Decke angeſetzt, ſo daß die Anweſenden 
nur in gebückter Stellung in dem niedern Zimmer bleiben konnten. 
Der feſte Thierkopf war in einer Stunde und fünf Minuten vers 
kohlt, ohne daß die Anweſenden das Zimmer verlaſſen mußten. 
Dr. Heumann zeigt ſchließlich die Lage der Zunge an dem Schä- 
del der Gräfin unter Vergleichung des von Dr. Graf vorgelegten 
Schädels, worauf der Präſident um 54 Uhr die Sitzung aufhebt. 

Darmſtadt, 23. März. Heute wurde die Sitzung erſt 
gegen 2 Uhr Nachmittags beendigt, da von einer Nachmittags⸗ 
ſitzung abgeſehen wurde. Der Präſident hielt an die Geſchwore⸗ 
nen, an die Aerzte und Medieiner überhaupt, in ihrer Eigenſchaft 
als Sachverſtändige, eine lange Rede, im Weſentlichen des In⸗ 
alts: Ehe die Experten zur Berathung und Abgebung ihres 
Hutachtens ſchritten, erachte er es als ſeine aufgabe „die Ergeb⸗ 
niſſe des bisherigen Verfahrens in objectiver Richtung gedrängt 
darzulegen, damit die Männer der Wiſſenſchaft in ihrem Beruf 
als Sachverſtändige klar erkennten, von welchen thatſächlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten ſie auszugehen und zu urtheilen hätten. Abſehend 
von allem Subjectiven, werde er den Namen Stauff nicht ein⸗ 
mal nennen; das Folgende 15 das Ergebniß: Am Nachmittage 
des 13. Juni 1847 ſei die räfin, eine ſtarke mäßige Frau, noch 
in voller Geſundheit geſehen worden; in der Nacht gegen 114 Uhr 
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fei fie in ihrem verſchloſſen geweſenen Wohngemach, furchtbar 
verbrannt, in der Nähe tes in Flammen ne Pa 
als Leiche gefunden worden. Ihr Gemahl ſei Abends um 9 Uhr 
nach Hauſe gekommen, habe ſich nach ihren Gemächern gewendet 
und Rauch im Vorzimmer bemerkt, was ihn veranlaßt habe, ſich 
in den unterſten Stock zu begeben und die Thür des Kamins 
öffnen zu laſſen, aus dem ein dichter Dualm herausgedrungen ſei. 
Nach fruchtloſen Verſuchen, in das Wohnzimmer der Vermißten 
zu gelangen, ſei dies nur nach Zertrümmerung der beiden Thü⸗ 
ren gelungen. Nun Wahrnehmung der Leiche und des Zuſtandes 
des Wohngemachs: der Seeretair in Flammen und bis auf die 
beiden Seitenwände faſt verzehrt; zwei Fuß von demſelben ent⸗ 
fernt der Leichnam, hinter dieſem ein umgeworfener Stuhl, dich⸗ 
ter W vermiſcht mit einem zurückſchreckenden Geruch und 
Qualm; der Fußboden unter jenem Möbel (Caunitz) tief einge⸗ 
brannt, dagegen die Stelle, wo die Leiche lag, unverſehrt; in den 
Kohlen Goldſachen, geſchmolzene Nigel und Diamanten, welche 
elitten, was auf einen hohen Grad von Hitze hindeutete, die 
aſſette verſchwunden bis auf wenige Beſchläge; der Spiegel 
ernförmig zerſprungen, der Rahmen verletzt (ohne Zweifel Wir⸗ 
ung der dio; ein auffallender Niederſchlag an demſelben, der 
Schellenzug abgeriſſen, die Stearinlichter auf den Leuchtern ge⸗ 
chmolzen; neuer Rauch aus dem Cabinet kommend; Eindringen 
in daſſelbe, nachdem der Rauch durch Oeffnung des auf der an⸗ 
dern Seite anſtoßenden Zimmers und der Fenſter Abzug gewon⸗ 
men; Wahrnehmung der Verletzung des Divans durch ein gro⸗ 
ßes, tief eingebranntes Loch; Hindeutung, daß nach dem Zeug⸗ 
niſſe der Familie Kekule dieſer Brand nach 8 Uhr Abends ſtill⸗ 
ſtand; Eniſtellung des Oelbildes über dem Divan und Spuren 
einer Einwirkung an dem nahehängenden Bilde des Grafen, und 
an 8 kleinen Gegenſtänden auf dem Schreibtiſche; Flecken 
an einigen Möbeln, Stühlen ꝛc. Uebergang auf die Ermittelung 
des Zuſtaudes der Leiche durch Hindeutung auf deren Beſichtigung 
und die Wahrnehmungen der Zeugen, ſowie auf die Ergebniſſe 
der Section und die Beſchaffenheit des erhobenen Schädels, deſſen 
Indentität außer Zweifel Biel ſei. Nach dieſem Ueberblicke des 
sugar am 13. Juni Webergang zu der Begebenheit am 
2. Nov.: wee einer Speiſe mit Grünſpan; r 


auf andere Umſtände, Au eines ſeidenen Lappens 
tritt, anſcheinend mit Blutſpuren ꝛc. 

Nach dieſer Darlegung der erheblichſten Ergebniſſe des bis⸗ 
erigen Verfahrens hob der Präſident noch hervor: Anklage und 
ertheidigung ſei darin einverſtanden, wie es mit der Expertiſe 

gehalten werden ſolle. Als neue Experten erſchienen die Profeſ⸗ 
ſoren Liebig und Biſchoff, welche verbunden mit den bisherigen 
Sachverſtändigen, den Phyſikatsärzten und Mitgliedern des Me⸗ 
dieinalcollegiums, ſowie dem Dr. v. Siebold, ihr Gutachten zu 
erſtatten hätten. Hierauf folgte die Beeidigung der Experten in 
der oben bezeichneten Eigenſchaft und die Verleſung der Fragen, 
welche nach Anſicht des Präſidenten denſelben zu ſtellen ſind: | 
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1) Iſt es nach den vorliegenden Umſtänden möglich, wahrſchein⸗ 
lich oder gewiß, daß die Gräfin v. Görlitz in Folge einer ſoge⸗ 
nannten Selbſtverbreunung geſtorben und in den Zuſtand gekom⸗ 
men iſt, in welchem fie am 13. Juni 1847 Abends nach 11 Uhr 
gefunden wurde? 2) Iſt es nach den vorliegenden Uimſtänden 
möglich, wahrſcheinlich oder gewiß, daß die Gräfin v. Görlitz 
durch die Einſvirkung eines außer ihr beſtehenden Feuers getödtet 
worden iſt, und daß ſie einer ſolchen Einwirkung a) dun einen 
unglücklichen Zufall oder b) abſſchtlcch (entweder durch, eigene 
oder fremde That) ausgeſetzt wurde? 3) Iſt es nach den vor⸗ 
liegenden Umſtänden möglich, wahrſcheinlich oder gewiß, daß die 
Gräfin v. Görlitz erſt nach eingetretenem Tode der Einwirkung 
des Feuers ausgeſetzt wurde und iſt in dieſem Falle anzunehmen, 
daß ſie a) durch Selbſtmord, oder b) durch die Hand eines An⸗ 
dern (etwa durch Zerſchmetterung der Hirnfchale oder Erdroſſelung 
oder e) durch einen Krankheitszuſtand oder unglücklichen Zufa 
das Leben verlor? 4) Iſt es nach den vorliegenden Lunſtänden 
möglich, wahrſcheinlich oder gewiß, daß die verſchiedenen ſichtbar 
wirkenden Urſachen des Brandes (des brennenden Seeretärs) allein 
die Verbrennung bewirkten, oder zu dieſer Verbrennung noch eine 
andere entferntere Urſache nöthig war? 5) it Grünſpan als 
Gift zu betrachten und welche Wirkungen würde unter den vor⸗ 
liegenden Umſtänden der Genuß der in jener Sauce befindlichen 
Onantität Grünſpan auf Leben oder Geſundheit des Geuießenden 
geäußert haben? Nach einigen Erörterungen zwiſchen Staatsan⸗ 
walt und Vertheidiger vereinigten ſich beide zur Genehmigung 
der vier erſten Fragen. 9 der fünften ſtellten Beide An⸗ 
träge für eine andere Faſſung. Der Gerichtshof zog ſich zurück 
und erſchien bald wieder. Der Präſident verkündigte den Ent⸗ 
ſcheid, worin, unter Genehmigung des Antrags des Staatsan⸗ 
walts und Verwerfung des Antrags des Vertheidigers, ausge⸗ 
ſprochen wurde, daß die zu erſtattenden Gutachten durch die 
Profeſſoren Biſchoff und Liebig in öffentlicher Sitzung vorzulegen 
ſeien. Der Präſident drückte den Wunſch aus, daß die Gut⸗ 
achten baldmöglichſt erſtattet würden. (Fortſetzung folgt.) 


Görlitz, 30. März. Der am 28. d. Mts. allhier abgehaltene Vi Fe 
war der ungünſtigen Witterung ungeachtet wider Samen steg eg 
es waren nämlich über 300 Pferde und über 600 Haupt Rindvieh aufgeſtellt 


n Sorau wurden zu Wahlmännern für die erſte Kammer gewählt 
un Stadtbezirk: Herr Bürgermeiſter Uhſe und Herr Rittergutsbeſitzers Dr. 
Gritznerz im Schloßbezirk: Herr Ober⸗Amtmann Pe yer. 


Bekanntmachungen. 


1206] Der zroifchen dem Bau- und Nikolai- Zwinger gelegene Theil des 
Sladtzwingers von eirca 1 Morgen Flächenraum fell unter Vorbehalt des 
Zuſchlages und der Aus wahl öffentlich an den Meiſtbietenden verpachtet wer⸗ 


den. Hierzu ſteht 

Freita den 5. April d. J., Nachmittags 2 Uhr, 
auf dem Rathhaufe Termin an, zu weichem Pachtluſtige mit dem Bemerken 
eingeladen werden, daß die Pachtbedingungen in ae Kanzlei während 
der Amtsſtunden zur Einſicht bereit liegen. 


Görlitz, den 27. März 1850. Der Magiſtrat. 


JJC A ag tft 4 
202] Es ſoll die Lieferung der zum Bau des Packhofs noch fehlenden 
Bruchſteine, unter Vorbehalt des Zuschlags und der Auswahl, an den Min⸗ 
deſtfordernden verdungen werden. Lieferungsluſtige werden deshalb aufgefer⸗ 
dert, von den Bedingungen auf unferer Canzlei Einſicht zu nehmen und ihre 
Offerten mit der Au WER: 
„Steinlieferung zum Packhof“ 
bis zum 2. April d. J. auf gedachter Canzlei abzugeben. 5 
ie Eröffnung der Submiffienen findet Mittwochs, am 3. April d. J., 
Nachmittags 4 Uhr. 5 Rath haufe ſtatt. 
Görlig, den 27. any 1850. Der Magiſtrat. 


Auetions⸗ Anzeige. 
Dreizehn Stück % breite braune Tuche, a 32 bis 34%, Ellen lang, ſollen 
N am 3. April dieſes Jahres Vormittags 10 uhr, n 
um hieſigen e „Wachtlocale neben dem Ralhsteller gegen ſofortige 
Baarzahlung in Preuß. Courant unter Vorbehalt des Zuſchlags meiſtbietend 
verſte 901 werden. örlitz, den 25. März 1850. 
[201] Königliche Darlehnsfaffen- Agentur. 
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Schnellpreſſendruck von G. Heinze u. Comp. 


[203] Daguerreotppie-Portraits (Lichtbilder) werden täglich von Morgens 
u ante Kehle an im sch Garten, obere able, angefertigt 
h erſtoffe find zum Daguerreotypiren beſonders zu em len. 
Probebilder ſtehen daſelbſt zur Anſichk offen. . . en 
Görlitz, im März 1850. Louis Gerſtenberg, 
Photograph. 


[205] Ein Mädchen, die das Weißnähen 
4 d gut gelernt hat, empfiehlt ſich, 
und iſt zu erfragen: Demianiplatz No. 462. 5 5 fett fe 


> Ne Heinze & Comp., Oberlangengaſſe No. 185., 


Gemeinde⸗Ordnung 


für 


Preußiſchen 
Vom 11. März 1830. 
Preis 14 Sgr. 


den Staat. 


